
 
 
 
 

 
 

 
Was jetzt zu tun ist!  

Politischer Forderungskatalog der Chemieverbände Hessen an die künftige 
Bundesregierung 

 

1. Wettbewerbsfähige Industrie unter Green Deal sicherstellen 

Der Green Deal muss wirtschaftliches Wachstum und die Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit der Industrie weiterhin strategisch ermöglichen. Die Umsetzung der EU-
Chemikalienstrategie als Teil des Green Deals in jetziger Form hätte dagegen massive 
Einschränkungen für die chemisch-pharmazeutische Industrie und weiterverarbeitende 
Industrien zur Folge – vor allem dann, wenn Stoffe und Stoffgruppen im Zuge der 
Neuregelung verboten würden. Einer Regulierung muss eine umfassende 
Folgenabschätzung vorangehen. Das ist nicht nur wichtig für den Erhalt von Arbeitsplätzen 
und Produktion, sondern für das Gelingen der Transformation hierzulande. 

➢ Aktion: Ziele des Green Deals mit Wettbewerbsfähigkeit und zukunftsfähigen 
Arbeitsplätzen der Industrie in Einklang bringen. 
 

2. EEG-Umlage abschaffen – Strompreis entlasten 

Für eine klimaneutrale Produktion braucht unsere Branche bis zu 600 TWh Grünstrom pro 
Jahr – das ist mehr als der jährliche Stromverbrauch in Deutschland insgesamt. Es braucht 
jetzt realitätsnahe und innovative Konzepte zum Ausbau erneuerbarer Energien, der 
Netzinfrastruktur und der Wasserstoffwirtschaft zu günstigen Preisen. Nur mit einem 
wettbewerbsfähigen Strompreis kann die Transformation in Deutschland gelingen.  

➢ Aktion: Gesetzesinitiative zur Abschaffung der EEG-Umlage vorlegen und 
Stromversorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen gewährleisten. 
 

3. Mehr Tempo bei Planungs- und Genehmigungsverfahren 

Effiziente, digitale und rechtssichere Genehmigungsverfahren sind die Basis für eine 
erfolgreiche Industrie und gute Infrastruktur. In komplexen Prozessindustrien – wie der 
Chemie- und Pharmabranche – sind modulare Produktionsanlagen essenziell, um schnell 
und flexibel den Anforderungen entsprechend produzieren zu können. Schnelle 
Genehmigungsverfahren tragen hier zu schnellem Fortschritt bei. Daher muss die neue 
Bundesregierung nun zeitnah das deutsche Genehmigungsrecht durch ein Planungs-
modernisierungsgesetz aktualisieren. Für eine Verkürzung und Straffung der Verfahren 
brauchen wir alle Ebenen, von der EU über Bund und Land bis zu den Kreisen und 
Kommunen.  

➢ Aktion: Gesetzesinitiative für eine umfassende Modernisierung und Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren verabschieden und umsetzen. 
 

4. Steuerliche Forschungsförderung weiter ausbauen und vereinfachen 

Deutschland braucht einen Innovationsschub. Hierzu bedarf es einer stärkeren steuerlichen 
Förderung von Forschung und Entwicklung. So werden langfristig Arbeitsplätze, 
Wertschöpfung und steigende Steuereinnahmen gesichert. Zur Förderung müssen auch 
Technologien wie das chemische Recycling, die Wasserstofferzeugung und die 
Biotechnologie zählen. Gemessen am BIP sollten Wirtschaft und Staat mittel- bis langfristig 
3,5 Prozent in Forschung und Entwicklung investieren.  

➢ Aktion: Steuerliche Forschungszulagen substanziell erhöhen. 



 
 
 
 

 
 

 
 

5. Sozialversicherungssysteme stabilisieren – Beitragslast begrenzen 

Rente, Gesundheit oder Pflege: Wer die Sozialversicherungen erhalten will, der muss sie 
reformieren. Wir brauchen Anpassungen unserer Alterssicherungssysteme, damit die 
gesetzliche Rentenversicherung tatsächlich nachhaltig leistungsfähig und finanzierbar bleibt.  
Die Pflegeversicherung ist stärker als alle anderen Sozialversicherungszweige vom 
demografischen Wandel betroffen. Daher muss sie auf der Finanzierungs- wie auf der 
Leistungsseite umfassend reformiert werden. Weitere Belastungen und Regulierungen der 
Beitragszahler müssen ausbleiben.  

➢ Aktion: Festlegung auf die dauerhafte Einhaltung des 40-Prozent-Grenze bei den 
Sozialabgaben und gesetzliche Umsetzung der notwendigen Reformen. 
 

6. Unternehmerische Freiheit und Flexibilität gewährleisten  

Damit die Unternehmen wieder durchstarten können, brauchen sie Spielraum für Innovation 
und erfolgreiches unternehmerisches Handeln. Die Unternehmen setzen dabei auf ihre 
qualifizierten Belegschaften. Sie benötigen aber auch die Flexibilität beim Einsatz von 
Arbeitskräften über Zeitarbeit, Werkvertrag oder Befristungen. Neue einseitige Ansprüche 
(z. B. „Recht auf Homeoffice“) sind kontraproduktiv. 

➢ Aktion: Keine neuen Einschränkungen bei befristeten Arbeitsverträgen – notwendige 
Spielräume müssen erhalten bleiben.  
 

7. Arbeitszeit: New Work muss New Normal werden  

In der betrieblichen Praxis findet sich eine Vielzahl flexibler Arbeitsmodelle. Es ist jetzt an der 
Zeit, endlich das deutsche Arbeitszeitrecht an die EU-Arbeitszeitrichtlinie anzupassen. Die 
rechtlich zulässige Höchstarbeitszeit soll auf die Arbeitswoche und nicht auf den Arbeitstag 
bezogen werden. Öffnungsklauseln in Tarifverträgen ermöglichen es, die Ruhezeiten 
praxisnäher zu handhaben. Von dieser Flexibilität profitieren Arbeitgeber und Arbeitnehmer.  

➢ Aktion: Höchstarbeitszeit von einer täglichen auf eine wöchentliche Betrachtung 
umstellen. 
 

8. Fachkräftesicherung von außen und innen gewährleisten 

Fachkräftemangel bleibt ein Topthema für die deutsche Wirtschaft und für die 
Wettbewerbsfähigkeit in den kommenden Jahren. Deutschland muss attraktiver für 
internationale Fachkräfte werden. Die Verfahren für eine gezielte und qualifizierte 
Fachkräftezuwanderung müssen vereinfacht, beschleunigt und entbürokratisiert werden. 
Fachkräftesicherung bedeutet auch: die Modernisierung und Digitalisierung der Schulen – 
auch der Berufsschulen – beschleunigen und die kontinuierliche Weiterbildung in der 
Arbeitswelt forcieren. Letzteres ist Aufgabe der Betriebe und der Sozialpartner.  

➢ Aktion: Fachkräftezuwanderung erleichtern, Modernisierung der Schulen beschleunigen, 
Verantwortung für Weiterbildung in den Unternehmen belassen. 


